Leitantrag Hochschulpolitik zum Kreisverbandstag 
der Jungen Union Stormarn

Der vorliegende Antrag beansprucht keine Vollständigkeit auf dem Gebiet der Hochschulpolitik. Viel mehr möchte er Impulse und Anregungen für weitere Reformen auf dem Gebiet der Hochschulen geben. 

Die Strukturierung des Antrages sieht wie folgt aus:
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3. Uni Finanzierung
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3.2. Finanzielle Selbstverwaltung der Universitäten
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1. Bologna-Prozess
Der 1999 gestartete Bologna-Prozess hat sich das Ziel eines einheitlichen europäischen Bildungssystems bis zum Jahr 2010 gesetzt.

Konkrete Inhalte des Prozesses sind u.a. ein konsekutives, zweistufiges Abschlusssystem (Bachelor und Master), die Förderung der Mobilität der Studenten durch ein einheitliches Punktesystem (ECTS) und ein sogenanntes „diploma supplement“ um die Vergleichbarkeit der Abschlüsse zu gewährleisten.

Die JUNGE UNION STORMARN bejaht den Prozess grundsätzlich, erkennt aber gleichzeitig deutliche Mängel bei der Umsetzung und fordert eine Umstrukturierung des verschulten Systems. Die Studenten benötigen mehr Flexibilität in Bezug auf die Gestaltung ihres Studiums. 

Die Studiengänge benötigen eine inhaltliche Entschlackung und eine Kürzung der Stoffmenge. Dadurch entstünde eine geringere zeitliche Belastung durch Lernaufwand für die Prüfungen.

Darüber hinaus fordert die JUNGE UNION STORMARN ein Teilzeitbachelor und -Masterstudiengang beispielsweise für Berufstätige oder Eltern. Die derzeitigen Strukturen ermöglichen dies nicht.

2. Auseinandersetzung mit den hochschulpolitischen Forderungen der Bildungsstreikorganisatoren

In den letzten Monaten kam es zu Verunsicherungen von Studentinnen und Studenten im Rahmen des bundesweiten Bildungsstreiks und Besetzungen einzelner Universitätsgebäude. Im Laufe der vergangenen Monate nahm die Anzahl der beteiligten  Studenten stetig ab, die Anzahl der Forderungen hingegen rapide zu. 

Die hochschulpolitischen Forderungen der Bildungsstreikorganisatoren beinhalten keinen konkreten Verbesserungsansatz für die Hochschulpolitik in der Bundesrepublik Deutschland.

Eine Überprüfung der Umsetzung des Bologna-Prozesses und die Schaffung individueller Schwerpunkte innerhalb eines Studiums werden von der JUNGEN UNION unterstützt, da somit mehr Flexibilität für Studenten geschaffen werden kann. Die Lernbedingungen an deutschen Hochschulen würden durch unkonkrete und nicht untermauerte Forderungen wie die Umsetzung sogenannter „freier alternativer Bildungskonzepte“ verschlechtert werden, so dass die JUNGE UNION STORMARN diese ablehnt.

Der Bildungsstreik wird von linksgerichteten Organisationen zur ideologischen Mobilisierung genutzt. Diese Organisationen instrumentalisieren den Bildungsstreik dazu, Themen wie das Bundeswehrmandat für Afghanistan oder die  Rettung von Finanzinstitutionen mit den hochschulpolitischen Forderungen zu vermischen. Die JUNGE UNION STORMARN lehnt diese Form der ideologischen Instrumentalisierung des Bildungsstreikes ab. 

Im Rahmen von Universitätsbesetzungen in ganz Deutschland kam es zu erheblichen Beschädigungen innerhalb und außerhalb der Einrichtungen. Die JUNGE UNION STORMARN verurteilt jede Form mutwilliger Zerstörung und lehnt die Besetzungen von Universitäten ab. 

Zudem werden die Universitäten aufgefordert ihrer Verantwortung gegenüber Studenten gerecht werden, da bei ihnen größtenteils die Verantwortung für die kritisierten Missstände liegt. 
Die JUNGE UNION STORMARN sieht in der Exzellenzinitiative wie auch in dem Koalitionsvertrag von CDU/CSU und FDP einen wichtigen Wegweiser für die zukünftige Entwicklung der Hochschulpolitik, da 10% des BIP in Forschung und Bildung investiert werden sollen.
3. Uni-Finanzierung

3.1. Studiengebühren

Die Tendenz bei der Studentenverteilung geht von den staatlichen immer weiter in Richtung private Hochschulen. Der Grund hierfür sind bessere Bedingungen wie kleinere Lerngruppen, bessere technische Ausstattung und internationale Ausrichtung des Studienprogramms. Möglich werden solche Bedingungen durch Studiengebühren. Wenn die Qualität der staatlichen Hochschulen aufrechterhalten und verbessert werden soll, müssen Studiengebühren auch an staatlichen Hochschulen erhoben werden.

Aus diesem Grund setzt sich die JUNGE UNION STORMARN für Studiengebühren ein, die nachgelagert erhoben werden. Hierbei bevorzugt die JUNGE UNION STORMARN einen umgekehrten Generationenvertrag:

· Die Studiengebühren berechnen sich aufgrund von  5% des monatlichen Bruttoeinkommens über einen Zeitraum von 5 Jahren.

· Bis zu einem Mindestbruttoeinkommen von 30.000 Euro im Jahr  ruht die Verpflichtung zur Rückzahlung.

· Während der Zahlung der Studiengebühren erhält der Absolvent jährlich einen Nachweis über die erbrachten Mittel.

Dieses Modell ist ein Anreiz für die Hochschulen, ihre Studenten möglichst hochwertig auszubilden, da sie durch eine bessere berufliche Position der Absolventen höhere Studiengebühren erhält.

Weiterhin besteht ein Anreiz für die Hochschulen, durch Kooperationen mit der Wirtschaft ihre Studenten zu unterstützen.


3.2. Finanzielle Selbstverwaltung der Universitäten

Bisher werden die Universitäten primär aus Landesmitteln finanziert. Die Länder entscheiden durch die Finanzierung, wie gut die Universitäten in Forschung und Lehre sind, welche Bereiche ausgebaut werden können und in welchen Bereichen Kürzungen stattfinden oder die Fachbereiche ganz schließen müssen. Diese Finanzhoheit der Länder hat zu einem Ungleichgewicht an den Universitäten geführt, indem einige, als unmittelbar nützlicher angesehene, Bereiche deutlich stärker gefördert werden als andere. 

Forschung und Lehre sollten nicht von politischem und wirtschaftlichem Nutzen abhängig sein. Daher fordert die JUNGE UNION STORMARN, die Universitäten in die finanzielle Selbstverwaltung zu entlassen. Dieser Schritt erhöht zudem die Notwendigkeit und Attraktivität von Drittmitteleinwerbungen und Kofinanzierungen aus der Wirtschaft.

3.3. Universitäten-Finanzierung reformieren
In vielen Universitäten und einzelnen Fachbereichen entsteht der Eindruck, dass die Studenten als „störendes Beiwerk“ des Universitätsbetriebs wahrgenommen werden. So werden beispielsweise in vielen Fachbereichen unnötige Hürden in den ersten Semestern eingebaut um die Zahl der Studenten zu senken. Gesprächstermine und erworbene Scheine von Professoren zu bekommen kann mitunter schwierig und zeitaufwändig werden. Gleichzeitig benötigt Deutschland allerdings möglichst viele gut ausgebildete junge Menschen um international konkurrenzfähig zu bleiben.

Die JUNGE UNION STORMARN fordert ein Umdenken in der Universitäts-Finanzierung. Statt dass die Universitäten, wie bisher, festgelegte Zuschüsse aus dem Landeshaushalt erhalten, sollte die Universitäts-Finanzierung leistungsbezogen erfolgen. Die Universitäts-Zuschüsse für die Lehre sollen aus einem länderübergreifenden Fonds finanziert werden, in den pro Student eine festgelegte Summe an die Universität eingezahlt wird. Da die Ausbildungskosten zwischen den einzelnen Fachbereichen variieren, müssen die pro Student an die Universitäten ausbezahlten Summen dieser Tatsache angepasst werden. Die Forschung bleibt weiterhin im Bereich der Länder.

So kann ein wirklicher Wettbewerb um Studenten entstehen und  den Universitäten ein Anreiz  geben werden sich zu verbessern und den Studenten ein gutes und Service orientiertes Studium zu ermöglichen.

3.4. Professoren-Entlohnung umstellen

Im internationalen Vergleich bekommen die deutschen Professoren ein überdurchschnittlich gutes Gehalt. Neben einem kleinen Anteil an der Lehre, die jeder Professor erbringen muss, gibt es keine Kontrollen über die Arbeit der Professoren.

Die JUNGE UNION STORMARN setzt sich dafür ein, dass sich auch im universitären Bereich Leistung lohnen muss. Deswegen soll das Professorengehalt in einen Festbetrag und Beträge für die Lehre und für Forschungsleistung aufgesplittet werden. Zudem soll bei den Professoren der Anteil der Lehre an der zu erbringenden Leistung deutlich erhöht werden. Um eine gute Forschung trotzdem zu gewährleisten, sollen Möglichkeiten der Lehrbefreiung, wie zum Beispiel das forschungsfreie Jahr, proportional zur Mehrbelastung durch zusätzliche Lehre weiter ausgebaut werden. Allerdings sollen solche Möglichkeiten nicht mehr, wie bisher, den Professoren turnusgemäß zustehen, sondern künftig mit der geplanten Forschungsarbeit begründet werden müssen. Zur Prüfung der Begründungen soll die bisherige Forschungsleistung zugrunde gelegt werden.

3.4. Wettbewerb um die besten Köpfe – Bedingungen für Forschung und Lehre verbessern

Anreize für den Professorenberuf und für die Gewinnung von internationalen Spitzenprofessoren können vor allem darüber gesetzt werden, dass Professoren in Deutschland von zu viel Bürokratie befreit werden. Um dies zu erreichen, fordert die JUNGE UNION STORMARN, die Personalausstattung der Lehrstühle deutlich zu verbessern, sowohl im Hinblick auf Verwaltungskräfte als auch im Hinblick auf wissenschaftliche Mitarbeiter. Nur eine ausreichende personelle und technische Ausstattung macht die Übernahme eines Lehrstuhls attraktiv. Impulse für die Bildung werden nicht nur an Schulen sondern auch an Hochschulen gesetzt.

4. Finanzierung des Studiums

4.1. Stipendiensysteme verbessern – Solidarität der Wirtschaft einfordern
Für die JUNGE UNION Stormarn ist unbestritten, dass Studienbeiträge keinen Studenten vor der Aufnahme eines Studiums hindern dürfen. Deswegen plädiert die JUNGE UNION STORMARN vehement für einen Ausbau der Stipendienprogramme, nicht nur für Hochbegabte. Die Studienfinanzierung sollte dabei auf mehreren Säulen stehen, so dass auch Studenten aus einkommensschwachen Elternhäusern auf jeden Fall studieren können.


Es muss sowohl das Stiftungswesen von Privatpersonen, als auch die Finanzierung des Studiums durch Stipendienprogramme von Unternehmen weiter gefördert und unterstützt werden.. Gemeinsam mit Unternehmen muss jedes Bundesland ein einfaches, funktionierendes Stipendiensystem aufbauen, das nicht nur die Hochbegabten fördert, sondern zum Ziel hat, möglichst viele Menschen für ein Studium zu begeistern. Der Lohn für die Unternehmen besteht in der Ausbildung von hochqualifizierten Fachkräften, die in Zeiten des demographischen Wandels immer begehrter werden. Des Weiteren ist an die soziale Verantwortung der Unternehmen und von vermögenden Privatpersonen zu appellieren: Wer von jungen Menschen Leistung erwartet muss sie auch dabei unterstützen.

Die Aufgabe des Staates ist dabei diese Unterstützung zu honorieren, durch finanzielle Förderung und öffentliche Würdigung.

4.2. Neustrukturierung der staatlichen Unterstützung für das Studium

Die staatliche Unterstützung nicht nur für Studenten, sondern generell für Fortbildung und Ausbildung ist unübersichtlich,.
Die JUNGE UNION STORMARN fordert deshalb die Ablösung des Bafög und der artverwandten Unterstützungen der Berufsausbildungsbeihilfe und des so genannten Meister-Bafög durch ein neues Zwei-Säulenmodell.

Als Sockelbetrag für dieses neue Modell wird in Zukunft das Kindergeld direkt an die Studenten ausbezahlt (184€ bis 215€ im Monat) und nicht wie bisher bis zum 25 Lebensjahr weiter an die Eltern.

Die beiden Säulen für die weitergehende finanzielle Unterstützung bilden dann ein staatliches Stipendiensystem und die Vergabe von günstigen Studenten- / Ausbildungs- / Fortbildungskrediten (z.B. über die KfW) zu Zinsen, die lediglich der Inflationsrate entsprechen sollten und eine Rückzahlung erst ab einem bestimmten Einkommen und nach einer Karenzzeit von einem Jahr fällig wird. Die Bundesländer sollen für den Ausfall von Studentenkrediten bürgen. Diese Kredite müssen ohne weitere Vorbedingungen ausnahmslos allen Studenten zugänglich sein.

Ferner sollen die Studenten, durch den Anreiz des Erlasses eines Teils der Rückzahlung, zu einem Abschluss in oder  vor der Regelstudienzeit animiert werden.

Als zweite Säule fordert die JUNGE UNION STORMARN ein überarbeitetes Angebot an Stipendien, dass auf bisherigen Angeboten aufbaut und besonders Förderungsbedürftige Studenten, Auszubildende usw. gestaffelt fördert. Als Beispiele sehen hier angeführt:

· Schwangere, junge Mütter und Väter, insbesondere wenn sie allein erziehend sind

· Studenten die Wehr- , Zivildienst oder ein Freiwilliges Soziales Jahr o.ä. absolviert haben

· Ehemalige Soldaten die ihr Erststudium beginnen, insbesondere wenn sie im Auslandseinsatz gedient haben

· Über Ihren Beruf zum Studium qualifizierte (Fachwirte, Meister, Techniker)

· Ehrenamtlich stark engagierte

· Hochbegabte
Die JUNGE UNION STORMARN setzt sich ferner dafür ein, dass diese staatlichen Unterstützungsleistungen offensiv kommuniziert werden und sich der Aufwand für die Bewilligung in minimalen Grenzen hält.

4.3. Duales Studium

Die duale Ausbildung, die sich in der Meister- und Technikerausbildung fortsetzt, ist ein deutsches Erfolgsmodell. Sie ist die Grundlage des deutschen Rufs von Präzision und Qualität.

Das Duale Studium ist daher ein längst überfälliger Schritt dieses Denken auch in der Akademikerausbildung zu verankern. Die JUNGE UNION STORMARN fordert deshalb Politik, Industrie und Hochschulen auf, dieses Modell konsequent weiter zu entwickeln.

Schwachstellen hat das Duale Studium aber vor allem in seiner bisherigen Uneinheitlichkeit, der zu starken zeitlichen Belastung der Studenten und der starken Bindung an ein Unternehmen.

Zur Umsetzung dieses Ziels fordert die JUNGE UNION STORMARN:

1. So viele Studiengänge wie möglich auch als duales Studium anzubieten

2. Das Angebot von Industrie und Universitäten ein duales Studium bei 2 oder 3 Unternehmen abzuleisten

3. Die Möglichkeit für Studenten das Studium zu strecken oder die Arbeitszeit im Unternehmen zu reduzieren (bei selbstverständlicher Reduzierung der Vergütung) um die Arbeitsbelastung zu reduzieren.

4. Das verstärkte Anbieten von berufsbegleitenden Studium durch die Hochschulen, bzw. das verstärkte Nutzen dieser Möglichkeiten durch Arbeitnehmer und Unternehmen

5. Die studentische Selbstverwaltung reformieren

Die JUNGE UNION Stormarn setzt sich dafür ein, die studentische Selbstverwaltung zu reformieren. Die JUNGE UNION Stormarn bekennt sich zur studentischen Selbstverwaltung, allerdings sollen Gremien wie die Studierendenparlamente und Asten durch funktionierende Verwaltungsstellen ersetzt bzw. die Aufgaben der an kleinere Gremien wie bspw. Fachschaftsräte  delegiert werden. Die Asten als ideologische Spielwiesen, insbesondere von Linken und Linksautonomen, müssen der Vergangenheit angehören, im Sinne einer, allen Studierenden dienenden, studentischen Selbstverwaltung.

Die JUNGE UNION STORMARN legt ein ganz besonderes Augenmerk darauf, dass die Studenten über die Vergabe der Mittel aus Studienbeiträgen in erheblichem Maße mitbestimmen und nicht nur mitberaten dürfen. An dieser Stelle ist aus Sicht der Jungen Union ein Ausbau der studentischen Selbstverwaltung anzustreben.

6. Anerkennung von Abschlüssen / und bereits erbrachten Studienleistungen

Die fortschreitende technologische Entwicklung und die stetige Steigerung der Wichtigkeit des Dienstleitungssektors, sowie der demographische Wandel führen dazu, dass in Zukunft der Bedarf an hochqualifiziertem Personal steigen wird.

Unverantwortlich ist es deshalb, das Potential junger Menschen in Wiederholungsschleifen an den Universitäten zu parken, oder im Ausland erworbene Studienabschlüsse gänzlich nicht anzuerkennen. Die JUNGE UNION Stormarn fordert deswegen, stärker als bisher, Studienleistungen von anderen Universitäten und Akademien anzuerkennen, insbesondere was die Grundlagenvermittlung anbelangt. Mit der Umstellung auf Bachelor und Master Studiengänge geht der Weg in die richtige Richtung, doch wechseln viele Studenten noch vor dem Erreichen des Bachelor die Uni, Ihre erbrachten Leistungen gilt es Anzuerkennen, und nicht gering zu schätzen.

Nicht nachzuvollziehen ist ebenso die Nichtanerkennung ganzer Zwischenprüfungen zwischen Bundesländern oder einzelnen Universitäten. Studenten die sich flexibel zeigen, und z.B. wegen mehrjährigen Wartezeiten auf eine Referendariatsstelle das Bundesland wechseln, werden für Ihre  Flexibilität  bestraft. 

Die JUNGE UNION STORMARN fordert deshalb Zwischenprüfungen wie Examen, Vordiplom etc. bundesweit anzuerkennen und eine zentrale Vergabestelle für Referendariatsplätze einzurichten.

Ausländische Studienabschlüsse werden in Deutschland zu wenig anerkannt. So werden, auf Kosten der Allgemeinheit, Studienabschlüsse ein zweites Mal abgelegt, oder ausländische Akademiker kommen nur in minderqualifizierten Berufen unter. Die JUNGE UNION STORMARN fordert deshalb ausländische Abschlüsse verstärkt anzuerkennen und auf ein Studium in Deutschland besser anzurechnen. Dabei gilt es zwar weiterhin Prüfungen für Fähigkeiten zu verlangen, wobei der bisherigen Laufbahn des zu Prüfenden Rechnung getragen werden muss, in Zukunft muss aber mehr auf ein „Training-on-the-job“ gesetzt werden, wie es in der Wirtschaft schon heute vielfach praktiziert wird. Ferner fordern wir die ausländischen Akademiker in dem zu fördern was Ihnen wirklich fehlt, dies sind mehr die Deutsche Sprache und Kenntnisse über Gesetze und Vorschriften als klassische Studieninhalte.

Die Umstellung auf Bachelor und Master hat alte Studienabschlüsse oft entwertet. Andererseits können viele Unternehmen in Deutschland mit den neuen Bezeichnungen nicht viel anfangen.

Die JUNGE UNION STORMARN fordert deshalb zweierlei:

1. Für eine Übergangszeit die parallele Vergabe von alten Bezeichnungen (Diplom, Magister etc.) und neuen Bezeichnungen (Bachelor, Master) für die Studienabschlüsse

2. Die Möglichkeit für bereits abgeschlossene Studiengänge den jeweils fehlenden Titel durch die Ausstellung eines weiteren Zeugnisses zu erlangen. Zum Beispiel für ein erbrachtes Examen die Bezeichnung Bachelor, oder für einen Master den Titel Diplom.

7. Gleichberechtigung für über den Beruf Qualifizierte

Meister, Industriemeister, Fachwirte, Fachkaufleute und Techniker sind unschätzbare und oft nicht genügend gewürdigte Teile unserer Wirtschaft. 
Es ist deswegen umso unverständlicher warum gerade sie, gegenüber den klassischen Akademikern, bei der Erlangung Ihrer Bildungsabschlüsse benachteiligt werden. So kostet sie Ihre Ausbildung, in Abendschule (2 bis 4 Jahre) oder Vollzeit (6 bis 12 Monate), das Gleiche wie ein 5-6 Jähriges Studium (Vgl. Gebühren in Hamburg). 

Gleichzeitig sind die Verdienstvorteile nach Abschluss ungleich geringer als bei Studenten, obwohl Ihr Wert für Mittelstand und duales Ausbildungssystem sehr hoch ist.

Die JUNGE UNION STORMARN begrüßt ausdrücklich, dass seit diesem Jahr die erwähnten Abschlüsse auch zum Studium an einer Hochschule berechtigen (Vgl. Beschluss der KMK 6 März 2009), fordert jedoch eine weitergehende Gleichberechtigung und Förderung:

1. Das Angebot an Teilzeit- und Vollzeitkursen zu erweitern. Dies schließt das Angebot von Kursen an den Hochschulen mit ein.

2. Durch die Förderung der privaten Ausbildungsträger und die stärkere Förderung durch Stipendien, die Höhe der Kosten für einen Abschluss zu senken.

3. Mit Abschluss als Meister, Techniker, Fachwirt oder Fachkaufmann gleichzeitig das Abitur und somit auch die allgemeine Hochschulreife zu verleihen.

Die JUNGE UNION STORMARN verurteilt Bestrebungen von Universitäten und besitzstandswahrenden Verbänden sich gegen diese Reform zu stellen. Genannt sei hier die Universität Frankfurt die zukünftig (wieder) nur noch Abiturienten erlauben will sich einzuschreiben.

Solchen inhaltlich nicht begründbaren Diskriminierungen verwahrt sich die JUNGE UNION STORMARN ausdrücklich. Zugangsbeschränkungen sagen nichts über die Studierfähigkeit aus, nur erbrachte Leistungen tun dies, insbesondere dann wenn für die „Dienstleitung“ Studium Gebühren erhoben werden. 

Aus unserer Sicht sollte jeder der fähig ist zu studieren dies auch dürfen.

8. Hochschullandschaft / Clusterbildung




Die deutsche Hochschullandschaft hat sich durch den Bologna-Prozess grundlegend verändert. Durch den stärkeren Praxisbezug und die Einführung von Bachelor und Master entspricht ein heutiger Bachelor dem früheren Abschluss an einer Fachhochschule. Der Master (egal ob an FH, TU oder Volluniversität erbracht) ist dementsprechend mit  einem früheren Diplom ov. an der UNI vergeleichbar (siehe. ECTS Punkte).

So unterscheiden sich TU und FH heute fast nur noch in der Namensgebung der Abschlusstitel (Master of Science (TU), Master of Engineering(FH)) und darin, dass die TU ein Promotionsrecht hat, welches der FH fehlt. 

Die JUNGE UNION STORMARN sieht es als folgerichtig an. die Fachhochschulen den klassischen Universitäten gleichzustellen und zu Technischen Universitäten aufzuwerten und dabei die Erfahrungen der bisher schon praxisnäheren Studiengänge an den Fachhochschulen auf die Universitäten zu übertragen.

Der Zuwachs an Hochschulstandorten muss zur Clusterbildung genutzt werden, so dass sich die Universitäten spezialisieren und so die Qualität der Lehre sowie der Forschung angehoben wird.

Die im Zuge der demographischen Entwicklung frei werdenden Ressourcen müssen zur Weiterbildung der schon im Beruf stehenden Bevölkerung genutzt werden, hier bietet sich auch eine Kooperation im Bereich der Meister- und Technikerausbildung an.

9. Open Access durchsetzen

Die JUNGE UNION Stormarn sieht die Notwendigkeit mit öffentlichen Geldern generiertes Wissen kostenfrei zugänglich zu machen.

Bürger finanzieren über Steuern die Generierung wissenschaftlicher Erkenntnisse (jährlichen Ausgaben für Bildung und Forschung: 12 Milliarden Euro p.a.). Diese Erkenntnisse werden zum großen Teil in kostenpflichtigen Zeitschriften und Büchern publiziert. Der Bürger muss die von ihm schon einmal bezahlten Erkenntnisse also erneut bezahlen. Dies schafft Hürden für Bürger sich in den wissenschaftlichen Prozess einzubringen, Diskurse und Entwicklungen zu begleiten und mit zu gestalten.

Interessierten muss der Volltext der mitfinanzierten Forschungsergebnisse zugänglich gemacht werden. So wird Wissen nicht nur schneller verfügbar, sondern stellt sich auch barrierefrei der Qualitätskontrolle der wissenschaftlichen Öffentlichkeit.

10. Ablösung der ZVS

Die ZVS hat sich überholt, ganz besonders in Zeiten wo es durch minimalen Aufwand möglich ist eine zentrale Datei für alle vorhandenen und alle noch freien Studienplätze aufzubauen.

Die JUNGE UNION Stormarn fordert deshalb die ZVS abzuschaffen und stattdessen eine zentrale Meldestelle für alle Studienplätze anzulegen, an der sich alle staatlichen Hochschulen beteiligen.

Diese muss über das Internet abrufbar sein und so die potentiellen Studenten an die Hochschule verweisen bei der sie den entsprechenden Studienplatz gefunden haben. Nachbesetzungen von Studienplätzen müssen in Zukunft unkompliziert möglich sein und die vorläufige Anzahl an Studienplätzen für den nächsten Studienstart mindestens ein Semester vorher bekannt gegeben werden.

Ziel muss es sein das möglichst kein potentieller Student ohne Studienplatz bleibt und möglichst alle Studienplätze besetzt werden.

�  Nachweis: Was ist hier gemeint: Steuerlich absetzbar, oder Nachweis über Verwendung der Mittel?


� Schwierig bei neuen Professoren -> Arbeitsverweigerungsmöglichkeit v. Altproffesoren


� Neben einem Ausbau der staatlichen Unterstützung…


� Frage möglicher kommerzieller Nutzung von Ergebnissen der Grundlagenforschung


� Das Ziel ist genau die Funktion der ZVS. 





